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gen der Militärs zur Lösung ilirer Personal-
struKturprobleme zu studieren. Die Mühe
lohnt. Zwei Gründe sprechen dafür:

Ersfens; Was im öffentlichen Dienst zur selte

nen Ausnahme gehört, hat in den Streitkräften
eine lange Tradition. Es ist dies eine langfristi
ge quantitative und qualitative Personalpla
nung, die zumindest auf dem Papier durch Prä
zision und Umsicht besticht, überall dort, wo
von der Hand in den Mund gelebt wird, wo in
den Personalabteilungen nach der Dampfkes
selstrategie (warten und bei Überdruck panik
artige Hektik) reagiert wird und dort, wo man
die agierende Umsicht vermißt, ist es beson
ders lohnend, sich auf dieses — theoretisch —

gute Beispiel zu besinnen. Von hier erhält man
viele brauchbare und nützliche Anregungen.

Zweitens: Politiker und Entscheidungsträger
verschließen sich offensichtlich trotz Sparge
bot Argumenten nicht, wenn sie entsprechend
dramaturgisch aufbereitet und planerisch ein
gebettet sind. Häufig gelingt es sogar, temporä
re Zugeständnisse über Legislaturperioden
lünweg in einen unbefristeten Besitzstand zu
erheben.

Die kostspieligen Lösungsstrategien .
militärischer Personalplanung

Im gesamten öffentlichen Dienst und insbe
sondere im Bereich der Inneren Sicherheit gibt
es eine Reihe von Problemen, die mit den Streit
kräften vergleichbar sind. So wird sich In den
nächsten Jahren der Beförderungs- und Ver
wendungsstau als Folge einer unharmonischen
Altersschichtung und unausgewogenen Am-
terstruktur in vielen Aufgabenbereichen der
öffehüichen Verwaltung zuspitzen. Diese Ent
wicklung belastet das Arbeitsklima, es gefähr
det aber auch die Effektivität in vielen sensi
blen Sektoren des öffentlichen Dienstes (z. B.
Innere Sicherheit, Feuerwehr, u. a.).

Vergleichbar ist dieser Trend mit den Struk
turproblemen in den Streitkräften Mitte der
60er Jahre. Damals gab es in den Streitkräften
einen Altersüberhang der Jahrgänge von ca.
1910—1920 und ein deutliches Fehl in den
Jahrgängen 1925—1934, Nicht anders sind
diese Probleme für nahezu alle Verwaltungen,
die in den 60er Jahren expandierten. Der ra
sante Auf- und Ausbau der öffentlichen Ver
waltung der 60er und 70er Jähre mit einer per
sonellen Expansion von 2,6 Mio Mitarbeitern
auf über 4,5 Mio hat dazu geführt, daß zu
nächst eine Verjüngung auf allen Führungs
ebenen durch den überproportional heran
wachsenden Nachwuchs verkraftet werden
mußte. Diese Entwicklung war damals nicht oh

ne Probleme, gleichwohl galt es sie zu mei
stern. Nunmehr steigt von Jahr zu Jahr das
Durchschnittsalter des Personalkörpers vor al
lem in Berelchen des öffentlichen Dienstes, die
von diesem Expansionsschub im besonderen
Maße betroffen waren (Innere Sicherheit, So
zialer Bereich [Krankenhäuser], Bildungsbe
reich, Justiz u. a.). Damit kommt es zu einer
zwangsläufigen Überalterung in nahezu allen
Verwendungsbereichen. Besonders betroffen
von diesem Trend sind Verwendungsbereiche,
in denen das physische Leistungsvermögen im
besonderen Maße gefordert wird (etwa
Schichtarbeit u.a.m.). Neben dem genannten
Verwendungsaspekl kommt es zu einem Beför
derungsstau: Selbst tüchtige Beamte, Ange
stellte und Arbeiter können nur noch im be

grenzten Umfange ge- und befördert werden.

Es empfiehlt sich, an dieser Stelle die militäri
sche Beurteilung der Lage aufmerksam zu stu
dieren. Enttäuschte Beförderungserwartun
gen, so vernimmt man dort, sind nicht nur ein

Generationsschicksal, dem man sich passiv
beugen soUte, sondern hier ist der Dienstherr
gefordert, ausgleichend einzuwirken. Nur so
kann langfristig die Attraktivität des Berufes
gewahrt und die Leistungsbereitschaft der Mit
arbeiter garantiert werden.

Zur Lösung der Beförderungsprobleme be
willigte der Deutsche Bundestag 1965 den Mili
tärs zunächst die sogenannten Ermächtigungs
stellen und bereits 1970, fünf Jahre später, die
Weißbuchstellen. Es kam bei der Aktion Weiß
buchstellen zu folgenden Stellenverbesserun
gen:

5000 Hebungen
von BesGr. A 7 mA nach BesGr. A 8 mA

1650 Hebungen
von BesGr. A 11 nach BesGr. A 13

2345 Hebungen
von BesGr. A 13 nach BesGr. A 14

.Diese Weißbuchstellen" — ich zitiere —
„sollen zum Abbau des Beförderungsstaus und
zur Senkung des durchschnittlichen Beförde
rungsalters beitragen und verfolgen damit im
Grunde denselben Zweck, wie die im Haushalt
unterschiedlich ausgebrachten Ermächti
gungsstellen.' Weißbuchstellen wie auch Er
mächtigungsstellen sind demnach Steuerele
mente der Personalstruktur Planung — von
vornherein auf befristete Zeit gedacht!
Es bleibt anzumerken, daß es der militäri

schen Personalführung 1970/1971 nicht ge
lang, diese zusätzlichen Stellenhebungen in
eine langfristige Personalplanung einzubezie-
hen. Statt dessen wurden die vom Deutschen
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Bundestag bewilligten Stellen noch im glei
chen Haushajitsjahr .an den Mann' gebracht.
Das war offensichtlich gar nicht so einfach,
denn es war bei weitem zuviel, um in einem
Haushaltsjahr realisiert zu werden. Laufhahn-
bestünmungen mußten geändert, Mindestzei
ten auf ein Drittel gekürzt und aufgebrachte
Gemüter aus den Reihen der betroffenen Offi
ziere beruhigt werden. Das Ergebnis war depri
mierend: Statt die Verwendungs- und Beförde
rungsprobleme zu lösen, hatte man am Ende
dieser Aktion 30jährig Majore (A 13), sehr jun
ge Oberstleutnante (A 14/A 15} und noch
mehr frustrierte Stabsoffiziere, die zwar lei
stungsstark waren, aber bleiben mußten, was
sie waren, während weniger gute gleichzogen.
Mit dieser Inflationierung sahen sie sich um ih
ren Erfolg gebracht. Für sie verlor das Lei
stungsprinzip an Glanz.

Man sollte allerdings aus dieser in den Streit
kräften mißlungenen Umsetzung einer an sich
überzeugenden und plausiblen Theorie nicht
voreilig folgern, daß diese Lösungsstrategie für
die Probleme des öffentlichen Dienstes mit die
sem gravierenden Fehlschlag indiskutabel ge
worden ist. Im Gegenteil. Falls man gewillt Ist,
der Argumentation der Militärs analog zu fol
gen, dann könnten zum Ausgleich der frustie-
renden Beförderungs- und Laufbahnerwartun
gen temporäre Stellenhebungen ohne Gefahr
für die Dienstposten-ZStellenstruktur und de
ren Bewertung umgesetzt werden. Vorausset
zung ist allerdings, daß man diese Aktion be
sonnen vorbereitet und die bewilligten Stellen
sinnvoll gestuft in die Laufbahnplanung ein
bringt. Würde man mehr fordern, als benötigt
wird, und würde man zudem noch nach dem
Gießkannenprinzip verfahren, dann wären in
der Tat die Nachteile nicht mehr zu überschau
en. Der militärische Bereich gibt hierzu ein an
schauliches, negatives und abschreckendes
Beispiel. Doch diese Umsetzungsprobleme las
sen sich in vielen Bereichen des öffentlichen
Dienstes sicherlich vermeiden — und sei es,
daß man aus den Fehlern der anderen lernt. So
käme man beispielsweise in vielen Bereichen
der öffentlichen Verwaltung noch nicht einmal
mit der Dienstposten-ZStellenbewertung in
Kollision. Denn hier gibt es — dem Gebot der
sachgerechten Amterbewertung folgend (§25
allerdings kontra § 26 des Bundesbesoldungs
gesetzes) — mehr höher bewertete Dienstpo
sten als Planstellen zu deren Abdeckung ver
fügbar sind. Eine Aktion .Weißbuchstellen"
oder .Ermächtigungsstellen' im zivilen Sektor
würde somit nicht nur der Bezahlungsehrlich
keit ein Stück näher kommen, sondern es könn
ten obendrein die derzeitigen Laufbahn- und
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Beförderungsprobleme deuUich entschärft
werden. Diese Voraussetzungen gab es damals
im militärischen Bereich nicht. Hier hatte man
eine geschlossene Schere zwischen Bewertung
und Plaristellenausstattung. Durch die Weiß-
buch-/Ermächtigungsstellen gab es am Ende
dieser Aktion mehr höher bewertete Planstel

len, als Aufgaben dieser Wertigkeit zur Verfü
gung standen.

Was man den einen gegeben hat, kann man
dem anderen nicht ohne guten Grund vorent
halten. Nach Lage der Dinge gibt es wohl kaum
überzeugende Argumente, die gegen eine ver
gleichbare Aktion im übrigen öffentlichen
Dienst sprechen. Insoweit müßte ein Vorstoß
bei den Ressortministern auf verständige Oh
ren stoßen.

Folgerungen für den
öffentlichen Dienst

Dem Prinzip, vergleichbare berufliche Auf
stiegsmöglichkeiten unabhängig vom Einstel
lungsjahrgang zu schaffen, um damit zu verhin
dern, daß ganze Einstellungsjahrgänge in ihrer
Laufbahnentwicklung behindert werden, ist
der Deutsche Bundestag bereits mehrfach in
den Streitkräften gefolgt, überträgt man diese
in ihrer Berechtigung offensichtlich anerkann
te Forderung auf den gesamten öffentlichen
Dienst, dann müßten die Vorgaben des gesetz
lichen Stellenkegels (Obergrenzen § 26
BBesG) zum Ausgleich angemessener Beförde
rungschancen — temporär gestuft — über
schritten werden. Damit es nicht zu einer aus
ufernden Neuauflage der Winzerfeste kommt,
empfiehlt es sich, die Bewilligung an berechen
baren Kriterien (Parametern) zu orientieren.
Al.s Bezug für diese Berechnung könnte eine
harmonische Altersschichtung und eine ausge
wogene Amterstruktur herangezogen werden
(vgl. die idealen Vorgabezeiten, Meixner, Per-
sonalpoliük, S. 95 ff.). Hieraus Lassen sich Vor
gaben ableiten in bezug auf
— ein SOLL-Durchschnittsalter

— ein SOLL-Beförderungsalter
— eine SOLL-Verweüzeit im Amt

— die IST-Wartezeit zwischen Übertragung
einer Aufgabe und Ernennung.

Entsprechend den SOLL-Vorgabezeiten, die
heute vielfach bereits erreicht werden und in
einigen Berelchen der öffentlichen Verwal
tung schon deutlich überschritten sind, wären
die Vonhundertsätze des gesetzlichen Stellen
kegels in den nächsten Jahren nach oben hin
auf bestimmte Zeit befristet zu korrigieren.
Spätestens dann, wenn die überbesetzten Jahr-
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gäage 7Air Pension anstehen, wären die über
die-jetzige Kegelung hinausgehenden Stellen
wieder in Ämter der darunterliegenden Stufen
zurückzuführen. Diese Strategie — das sollte
man nicht übersehen — beinhaltet neben Vor

teilen auch eine Reihe von Nachteilen. Die Tal

sache, daß heute die Nachbesetzung von Stel
len und Beförderungsstellen zeitlich verzögert
wird, zeigt, daß man die negative Komponente
dieser Strategie bereits beherrscht. Anstelle
ausgleichend zu wirken, verschärft man die
Probleme!

Was im negativen Sinn offensichtlich ohne
rechtliche Probleme möglich ist, müßte auch
im Sinne einer auf Ausgleich bedachten Perso-
nalpolitlk möglich sein.

Wer sich mit diesen Überlegungen noch
nicht befaßt hat, den mag dieser'Ansatz aben
teuerlich erscheinen. Er ist indes das plausible
Ergebnis einer langfristigen Personalplaming,
die von der Vorgabe ausgeht, daß die Mitarbei
ter annähernd gleiche Aufstiegschancen ha
ben sollten. Auch der Wehrbeauftragte des
Deutschen Bundestages hat auf die — wie er
meint — berechtigten Erwartungen der Mitar
beiter hingewiesen und in diesem Zusammen
hang die Fürsorgepflicht des Dienstherrn zi
tiert. Insoweit ist dieser Ansatz, sicherlich
nicht nur eine Grundlage zur Diskussion. Hier
geht es um mehr. Denn überall dort, wo man
dieses Prinzip anerkennt, ist offensichtlich

, vieles möglich.

So höre und staune man: Während im Be

reich der Streitkräfte zusätzliche Stellenhe

bungen möglich waren, ohne daß dies durch
eine sachgerechte Dienstpostenbewertung ab
gedeckt war, haben wir in vielen Bereichen des

öffentlichen Dienstes genau umgekehrte Ver
hältnisse: Uberbezahlung — gemessen an der
Tätigkeit — auf der einen Seite (Weißbuchstel
len/Ermächtigungsstellen) , bewußte Unterbe-
zahlimg auf der anderen Seile [gebündelte
Diensposten). Eine weitere Überraschung; Ob
gleich im gesamten öffentlichen Dienst mit har
ten Bandagen gespart wird, Stellen abgebaut,
Nachbesetzungen von freiwerdenden Stellen
mit zeitlichen Sperren versehen und fällige Be
förderungen hinausgezögert werden, gab es
für die Streitkräfte alleine bei den Truppenoffi
zieren in den Haushaltsjahren 1983/1985
kostenintensive strukturelle Verbesserungen,
um — so der Bundestagsabgeordnete Biehle —
mit 850 Planstellen die ersten der rund 3000
Problemfälle anzugehen ßezug ca. 19 000 Be
rufsoffiziere).

Man achte auf die Begründung des Vorsit
zenden des Verteidigungsausschusses, auf den
Zweck, den man mit diesem zusätzlichen Stel

lenpaket zu verfolgen scheint. Hier findet of
fensichtlich die Strategie des Elefantenfried
hofs eine erneute Blütezeit (vgl. Meixner, Kar
rlerefibel, S. 180 ff.) — und das in Zelten re
striktiver Personalhaushalte. Ein alles in allem
recht teures Unternehmen wie der Vergleich
der Haushaltsansätze des Kapitels 1.403 (Tnip-
penoffiziere) der Jahre 1982 und 1985 zeigt:
Die Stabsoffiziere der Bundeswehr haben allen
Grund zufrieden zu sein. Sie schafften es, an
dem Steuerzahler und den öffentlichen Spar
haushalten vorbei ihre Karrlerechancen in ein
erfreuliches Faimvasser zu lavieren.

BesGr. 1982 1985 Diff.

Zuwachs in

3 Jahren %

A 15 1417

A 14 4238

A 13 3831

1517 plus 100 7,0
441? plus 189 4,2
3891 plus 60 2,6

349

Nutznießer dieser vorgelagerten Aktion wa
ren

100 Oberstleutnante

289 Majore
349 Hauptleute
349 Oberleutiianle

349 Leutnante

Dies aber ist nur ein kleiner Teil des wesent

lich umfangreicheren Sternenregens. Der ge
samte Umfang dürfte deutlich über 1500 Beför
derungen gelegen haben. Gemessen an den
19 000 Berufsoffizieren ein beachtlicher Be

förderungsreigen. Er ist noch beachtlicher,
wenn man alle 850 zusätzlichen Stellen in diese

Betrachtung einbezieht. Hiervon kann man in
der Verwaltung nur träumen — derzeit aller
dings sind es wohl eher Alpträume.

Und das sind die Kosten für die 349 neuen
Stellen bezogen auf ein Jabr:

1. Kostenfaktor

zusätzliches Personal

2. Kostenfaktor

Beförderungskette

il4

2 700 000 DM

Die langfristigen Kosten rechnen sich wie
folgt;

1. 37 Jahre aktive Verweilzeit

(Multiplikator 1) 752 Mio DM

2. 18 Jahre inaktive Verweilzeit

(Pension) (Multiplikator 0,75)
274 Mio DM

Ein recht teurer Elefantenfriedhofi

Harmonisierung der Alters-
und Ämterstruktur

Wie im militärischen Bereich, so gilt es auch
im öffentlichen Dienst mit den Zwängen einer
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unausgewogenen Altersschichtung fertig zu
werden. Die sich daraus entwickelnden Proble
me werden in den nächsten Jahren immer
drückender. Im Ünterschied zu den Streitkräf
ten, die auf Grund ihrer langfristigen Personal
planung bereits 1970 genau wußten, was auf
sie zukommt, und wie man, um Schaden für die
Streitkräfte abzuwenden, darauf zu regaieren
hat, müssen die Personalplaner der öffentli
chen Verwaltung mit gebundenen Händen in
den sich auf tuenden Abgrund schauen. Der mi
litärische Bereich hatte die im öffentlichen
Dienst einmalige Chance, auf eine ausgewoge
ne Altersschichtung hinzuarbeiten. Als Instru
mente standen ihm zur Verfügung:

— die Ermächtigungs-ZWeißbuchstellen,
Allein durch die Weißbuchstellen wurde
ein Dispositionsrahmen geschaffen, mit
dem man — theoretisch — die Verweilzeiten
der ca. 19 000 Berufsoffiziere auf insgesamt
8000 Jahre hatte verlängern können. 8000
Mann-Jahre bedeutet in einem Jahr auf
8000 Neueinstellungen zu verzichten oder
in zwei Jahren auf jeweils 4000 oder in .4
Jahren auf jährlich 2000. Die Ergiebigkeit
dieses .Steuerinstruments ist allerdings von
der zeitlichen Abstufung abhängig. An
theoretischen Planungsvorgaben, wie die
ser Planstellenregen sinnvoll zu steuern ist,

hat es nicht gefehlt. Bereits 1969/1970 wur
de ein Modell, der supplementäre Stellenke
gel, als Lösungskonzept vorgestellt.

die vorgezogenen Altersgrenzen.
Bei der Bundeswehr endet die aktive Dienst
zeit nicht mit dem 60. oder 65. Lebensalter.
Hier ist der Abgang in den Ruhestand von
dem erreichten Dienstgrad abhängig. So
wird beispielsweise ein Hauptmann (All/
12) mit 53 (damals 52 Jahren), ein Major
(A 13) mit 55 (541 Jahren, ein Oberstleut
nant (A 14/15) mit 57 (56) und ein Oberst
(A 16/B 3) mit 59 (58) Jahren pensioniert;'
Mit Hilfe der Ermächtigungs-/Weißbuch-
stellen war es möglich, durch eine zusätzli
che Beförderung einen Mitarbeiter zwei
Jahre ggf. auch länger in den Streitkräften
zu halten. Damit konnte auf die Quote des
Ergänzungsbedarfes eingewirkt werden. So
gesehen hätte es zu den heutigen Proble
men gar nicht kommen dürfen. Es wäre mit
Hilfe dieses Instrumentes möglich gewe
sen, die Altersschichtung zu harmonisie-
ren.

— die Institution der Zeitoffiziere.
Die Modellrechnungen des BMVg sehen
ca. 18 000 Berufsoffiziere und ca. 10 000
Zeitoffiziere vor. Zeitoffiziere konnten sich

damals bis zu 15 Jahren verpflichten. Allein
dieses Steuerungsmittel ermöglicht es — zu
mindest theoretisch —, sich einer idealen
Altersschichtung anzunähern. Vorausset
zung ist, man übernimmt nicht mehr Offi
ziere auf Lebenszeit, als dies nach den Vor
gaben des SOLL-Modells zulässig ist. Hier
über hat man sich sehr großzügig — viel
leicht sogar fahrlässig, weil man nicht nach
anderen Alternativen (etwa erhöhte Abfin
dungen für Zeitoffiziere) gesucht hat — hin
weggesetzt,

Trotz dieser Möglichkeiten ist es den Hai dt-
höhenplanern bislang nicht nur mißlungen, ih
re Probleme aus eigener Kraft in den Griff zu
bekommen, sondern sie haben es zu einer wei
teren Verschärfung der Probleme kommen las
sen: 1970 nennt das Weißbuch noch einen al
tersbedingten Überhang der Jahrgänge 1935/
1944 von lediglich 2700, 1979 — man höre und
staune! beläuft er sich bereits auf 4290 und
nunmehr (1984) ist von ca. 5000 Offizieren die
Rede.

Forderungen für den
öffentlichen Dienst

Die Verwaltung wird nach Lage der Dinge ih
re verzerrte Altersstruktur über Generationen
fortschreiben müssen. Ob die Institution des
Beamten auf Zeit eine Lösung verspricht, müß
te noch geklärt werden. Im Hochschulbereich
ist dies bereits ein vielbeachtetes Instrument.
Wer an die Personalkosten denkt und dabei
auch die Versorgungsansprüche im Auge be
hält, wird den Beamten auf Zeit im besonderen
Maße zu schätzen wissen. Aus der Sicht der di
rekten und indirekten Kosten und Folgekosten
ist dies eine interessante betriebswirtschaftli
che Alternative: Sie hilft die Kostenlast im
Personalbereich abzubauen. Rechnet man die
sozialen Nachteile dagegen auf, dann sind
deutliche Vorbehalte anzumelden. Aus be
triebswirtschaftlicher Sicht hat der Zeitbeamte
folgende Vorteile:

1) Er ist .preiswerter'. Sein Dienstaller bewegt
sich in der Regel in den unteren Dienst
altersstufen.

2) Er Ist meist jung, aufwärtsstrebendundfolg-
sam, well hoffend.

3) Er entlastet den Versorgungsetat. Die Zahl
der Versorgungsberechtigten kann auf die
se Weise deutlich gesenkt werden.

Die betriebswirtschaftlichen Vorteile bein
halten bereits die sozialen Nachteile. Auch
wenn diese Form derzeit in japanischen und an-
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deren internationalen Unternehmen in Mode

komrfit, ist es mehr als fraglich, ob die öffentli
che Verwaltung diesem Trend folgen darf.
Meist fielen die Zeitoffiziere in der Vergangen
heit recht weich in den Schoß des öffentlichen

Dienstes zurück! Ohne diesen Rückt ahrschein

wird dieses Instrumentarium — im großen Stil
angewandt — wohl eher mißlingen. Selbst ein
Studium an der Bundeswehrhochschule wird

daran nichts ändern. Ebenfalls eine teure, aller
dings wenig wirkungsvolle Nachbesserung der
70er .Jahre.

Die vorgezogenen Altersgrenzen sind eine
Form zur Verkürzung der Lebensarbeitszeit.
So gesehen, ist auch die Teilzeitarbeit zu nen
nen. Doch es gibt einen gravierenden Unter
schied: Wer heute in einem Teilzeitarbeitsver-

häJtnis steht, bekommt diese Zeit bei seinen
Versorgungsansprüchen anteilig in Abzug ge
bracht. das ist nach dem Soldatenversorgungs

gesetz und dem jetzt vorliegenden Gesetzes
entwurf zur Verbesserung der Personalstruk
tur in den Streitkräften genau umgekehrt: Hier
bekommt der früher Ausscheidende noch eine

Gutschrift als Pensionär.

Das Instrument der vorgezogenen Alters
grenzen ist für die Verwaltung im großen Stil
nicht finanzierbar. So entstehen beispielsweise
durch die vorgezogenen Altersgrenzen bei ei
nem Hauptmann an direkten Kosten, die sich
aus den kapitalisierten Ansprüchen bis zum
Eintritt in den Ruhestand errechnen und mit ei

ner Abfindungssumme in der Wirtschaft ver
gleichbar wären, zwischen 430 ODO und
520 000 DM. Hinzu gerechnet Werden muß,
daß durch die verkürzte aktive Verweilzeit ein

zusätzlicher Aufwand entsteht. Das führt dazu,

daß bei drei Hauptleuten ein zusätzlicher Pen
sionär hinzukommt. In Kosten ausgedrückt, ist
hierfür ein Zusatzaufwand von ca. 320 000 DM

zu veranschlagen.

Sofern noch nicht vorhanden, empfiehlt es
sich, entsprechend dem Modell des supplemen
tären Stellenkegels, ein langfristiges quantita
tives Personalstrukturmodell zu entwickeln.

Hierbei wären Modelle und Modellalternati

ven zu entwickeln und zu diskutieren. Auf die

ser Planungsgrundlage läßt es sich offensicht
lich einfacher verhandeln und Forderungen
werden glaubhafter.

Ein wenig seriöser Vorschlag, der gleich
wohl heute bereits eine Frage der Fürsorge zu
sein scheint: Fehler machen und Zwänge schaf
fen. Das wird offensichtlich honoriert. Im mili

tärischen Bereich hat diese Philosophie zu ra
santen Karrieren geführt, nicht jedoch zur Lö
sung des Verwendungsstaus.

Eine weitere Erkenntnis: Offensichtlich ist

die Vergeßlichkeit der anderen ein guter Ver
bündeter, um selbst zeitlich begrenzte Flilfen
[Planstellenanhebungen) in einen dauerhaften
Besitzstand erheben zu können. Mitunter las

sen sich daraus dann auch noch leicht Forde

rungen auf einem erhöhten Niveau ableiten.
Man braucht nur einmal in den Haushaltsplä

nen des Kapitels 1401/1403 zu lesen, umzuse
hen, wie wirkungsvoll man mit den Ermächti-
gungs-ZWeißbuchstellen gearbeitet hat,

Die vorzeitigen Zurruhesetzungen

Auf den ersten Blick ist die Überlegung, sich
von einem Teil der überbesetzten Jahrgänge
1935—1944 zu trennen, in seiner Einfachheit

und Plausibilität fast genial zu nennen. Doch
der Höhenflug verliert an Tempo, wenn es dar
um geht, das Modell mit der praktischen Würze
zu versehen. So sollen auf die Jahre

1986—1991 verteilt 1500 freiwillig die Streit
kräfte verlassen.

GeUngt es 1986 350, 1987 300, 1988 300,'
1989 250, 1990 200 und 1991 100 Offiziere da
von zu überzeugen, die Streitkräfte vorzeitig
zu verlassen, dann kann zusammen mit den al

tersbedingten Abgängen die SOLL-Vorgabe
von 484 Zurruhesetzungen nahezu erreicht
werden. Mehr vorzeitige Abgänge dürften es
also gar lücht sein. Man hat voll ausgepokert,
was die Logik der personalen SOLL-Struktur
hergibt. So gesehen mutete es eigenartig an,
daß selbst Politiker in dem vorliegenden Mo
dell die „einzig erkennbare realistische Lö
sung" des Problems sehen —, so, als gäbe es im
gesamten öffentlichen Dienst nicht das Pro
blem der Flickschusterei, hnmerhin kostet die

se Aktion weil^mehr als die Bundesregierung
annimmt. Mit 652 Mio DM ist diese Maßnahme

nicht iinanzierbar. Die tatsächlichen Kosten

dürften bei etwa 1,5 Mrd DM liegen.

Man muß diese kostspielige und gewagte
Operation vor allem auch vor dem Hintergrund
sehen, daß bereits in sechs Jahren die Diskussi

on des heutigen Problems mit umgekehrten
Vorzeichen geführt werden muß. Dann näm
lich gilt es für die Hardthöhenplaner, mit alters
bedingten Abgängen von bis zu 1300 (1994)
pro Jahrgang fertig zu werden. Spätestens
dann wären die schon längst fälligen Ermächti-
gungs- und Weißbuchstellen zurückzuführen.
Wer das erwartet, baut auf einer Elusion.

Es ist vielmehr schon jetzt absehbar, daß es
zu anders gearteten Nachbesserungen kom
menwird. Ein Faß ohne Boden. Man kann diese

Bewertung für übertrieben hallen. Folgendes
sollte indes nachdenklich stimmen:
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Ab 1991 entschärft sich das jetzt angespro
chene Problem im militärischen Bereich. Es
ist kaum vorstellbar, daß auf diesem Hinter

grund keine anderen, kostenneutralen Lö
sungsmöglichkeiten denkbar sein sollen. Es
gibt für einen Teü der Offiziere sicherlich
bereits heute „Grenzaltersprobleme". Für
diese Problemfälle lassen sich auch andere

Lösungsmöglichkeiten finden. Im übrigen
sollte es nachdenklich machen, daß man
diese Maßnahme ohne jeden Bezug auf die
ab 1991 folgenden Probleme diskutiert.

Eine Verwendungsabfolge muß nicht
zwangsläufig an eine Beförderung gebun
den sein. Um das Leistungsvermögen zu er
halten, ist auch eine verstärkte horizontale

Verwendungsabfolge möglich. Im übrigen
ist es —, gemessen am öffentlichen Dienst —
zumutbar, daß für eine absehbare Zeit hö-

herwertige Funktionen ohne entsprechen
de Bezahlung wahrgenommen werden, Das
ist in der Polizei, im gesamten öffentlichen
Dienst bei den Beamten gelebte Praxis, oh
ne daß dadurch gleich über einen verhee
renden Beförderungs- und Verwendungs
stau lamentiert wird. Im Gegensatz zum öf
fentlichen Dienst werden sich die Beförde

rungs- und Karriereaussichten im militäri
schen Bereich bereits ab 1992 diametral än

dern: Der Stau löst sich auf und es wird zu

rasanten, viel zu schnellen Karrieren kom

men. Das Warten lohnt sich also bereits auf

absehbare Zeit.

Zur Zeit ist innerhalb der Bundeswehr nur

von'einer Maßnahme — die Truppenoffizie
re betreffend — die Rede. Das ist aber si

cherlich nur der Anfang eines Forderun
genreigens. Dicht gefolgt werden die Offi
ziere des militärfachlichen Dienstes ihre

„berechtigten" Nachbesserungswünsche
einbringen. Die Unteroffiziere werden dem
nicht nachstehen, Die Runde ist bereits auf

der 126. Sitzung des Deutschen Bundestags
von dem Abgeordneten Wilz eingeläutet
worden: „Abgesehen davon, daß die Ange
hörigen beider Laufbahngruppen späte
stens mit 5.3 Jahren aus dem aktiven Dienst

ausscheiden können, beabsichtigt der Ver
teidigungsminister durch Umschichtung zu
sätzliche 179 Hauptmann-(MFD)Stellen und
613 neue Planstellen für Haupt-, Stabs- und
Oberstabsfeldwebel zu schaffen. Ich habe,
Herr Minister, die große Bitte, daß diese
Stellen noch schneller als beabsichtigt zur
Verfügung gestellt werden."

Es ist kaum anzunehmen, daß sich 1500
Freiwillige finden lassen, auf die die Streit

kräfte verzichten wollen und können. Statt

dessen werden viele Erfolgreiche, die Gu

ten und Fleißigen, die Bundeswehr verlas
sen. Viele, die eigentlich gehen sollten,
werden wohl bleiben. Wer kann garantie
ren, daß dies die Besten sein werden?

Folgerungen für den
öffentlichen Dienst

Die Methode des goldenen — oder auch we
niger goldenen — Handschlags hat bislang
noch nie die Erwartungen erfüllt, die von den
Planern im Vorfeld dieser Strategie erwartet
wurden. Beispiele lassen sich aus der Wirt
schaft, dem EG-Bereich, aber auch aus vielen

anderen Bereichen nennen. Diese Methode ist

ungeeignet, sofern sie auf Freiwilligkeit fußt.
Denn da es den Generalisten nicht mehr gibt,
sondern den Spezialisten für besondere Ver
wendungen, ist es recht gewagt, darauf zu ver
trauen, daß zufällig die gehen werden, deren
Abgang man insgeheim — oder auch weniger
heimlich — wünscht. Statt dessen wird der frei

willige Abgang wohl eher dort Löcher aufrei
ßen, wo schwer ersetzbare, in Wirtschaft und
Verwaltung gefragte Spezialisten Dienst tun.
Es werden wohl vor allem die Kollegen die
Möglichkeit eines vorzeitigen Abgangs ergrei
fen, die für sich eine gesicherte Chance auf
dem Arbeilsmarkt sehen. Nur wenige Indivi
dualisten könnten sich ansonsten den Luxus

leisten, mit 47 Jahren Pensionär zu sein. Denn

das Angebot, das den vorzeitig ausscheiden
den Offizieren gemacht wird, sieht auf den er
sten Blick eher bescheiden aus: Neben dem bis

dahin erworbenen Pensionsanspruch erhalten
ahgangswillige Offiziere der Jahrgänge 1932/
1944, die eine ruhegehaltsfähige Dienstzeit
von mindestens vierundzwanzig Jahren gelei
stet haben, beim Eintritt in den Ruhestand nach

Vollendung des

45. Lebensjahres das Achtfache,
46. Lebensjahr das Siebenfache,
47. Lebensjahr das Sechsfache,
48. Lebensjahr das Fünffache,
49. Lebensjahr das Vierfache,
50. und jedes weitere Lebensjahr das Drei

fache

der Dienstbezüge des letzten Monats, höch
stens jedoch das Achtfache der Dienstbezüge
aus der Endstufe der Besoldungsstufe A 14.

Attraktiv wird der vorzeitige Abgang, wenn
ein Zubrot in der Wirtschaft winkt. Doch hier
will man in der Regel etwas für sein Geld sehen.
Langweiler, Frustrierte, weniger Qualifizierte,
Faule u.a.m. werden wohl auch dort keine
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Chance haben. Das aber sind die Adressaten,

die Wunschabgänger dieser Operation.

Da alles auf Frewilligkeit aufgebaut ist, wird
man nach den Motiven abgangswilliger Kolle
gen im Vorfeld einer solchen Aktion forschen
müssen. Denn was die Zwangsmittel nicht her
geben, muß durch Planung vorweggenommen
werden. Die Motive potentieller Abgänger
werden wohl ebenso breit gespannt sein, wie
die Vielfalt menschlicher Dynamik. Allerdings
werden nicht alle, die heute mit einem vorzeiti
gen Abgang liebäugeln auch tatsächlich den
Schritt in eine Ungewisse Zukunft wagen. So
gesehen ist das Vorhaben des Verteidigungs
ministers recht mutig, Er unterstellt nämlich,
daß sich bei sechs Offizieren der betroffenen

Jahrgänge einer wird einfinden, der gewillt ist,
vorzeitig auszuscheiden.

Eine sehr optimistische Annahme! Kategori-
siert man einmal plakativ die Abgangswilligen,
dann sind folgende „Typen" denkbar:

— der clever Dynamische
— der Allroundlyp
— der gefragte Spezialist
— der künftige Lobbyist
— der bislang verhinderte Hausmann
— der Büro-Aussteiger
— der Ausgebrannte
— der Opferwillige
— der im Dienst frustrierte

— der immer Frustrierte

— der väterliche Gönner

— der verhinderte Präsident.

Das sind die Typen, über ihre zahlenmäßige
Repräsentanz ist hier indes nichts ausgesagt.
Der gleiche Vorbehalt ist vonnölen, wenn man
einmal den „Aussteigern" die „Bleibetypen" ge
genüberstellt:

dsT börufssthiscli IvIotiviGrtö

— der überzeugte
— der Karrieretyp
— das Arbeitstier

— der Lahme

— der Langwetler
— der Präsident des örtlichen Vereins

— der Bleifüßler

— der Inkompetente
— der Ausgepokerte.

Bereits diese Typologie läßt erahnen, worauf
man sich einläßt, wenn man einen vorzeitigen

Abgang von Mitarbeitern auf freiwilliger Basis
ins Auge faßt. Der Effizienz einer Verwaltung
wird die Strategie der „goldenen Hände" si
cherlich nicht dienlich sein, wohl eher wird sie

die Karriereträume auch weniger kompetenter
Beamte Wirklichkeit werden lassen.

Ist die Zahl der Abgangswilligen — auch die
se unwahrscheinliche Annahme sollte einmal

unterstellt werden — größer als die festgelegte
Quote, dann wird man bei Aufrechterhallung
der Freiwilligkeit wohl nur nach dem „Wind
hundverfahren" die Operation ablaufen lassen
können. Reibereien und Reibungsverluste
werden dann wohl unvermeidlich sein.
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* Am 13. Juni 1985 hat der Deutsche Bundestag.in leicht
modifizierter Form das PersSlruklG-Strellkräfte in 3. Le
sung verabschiedet. Der Bundesrat hat diesem Gesetz am
5. Juli 1985 zugestimmt. Es wurde mit dem 30. Juli 1985 im
BGBl. IS. 1621 verRündel. Zwar wurde die Zahl der vor
zeitigen Zurruhesetzungen von 1500 auf 1200 herunterge
setzt, doch insgesamt bleibt es trotzdem bei 1500 zusätzli
chen Dispositionsstellen. Es kommen zu den 1200 vorzeiti
gen Zurruhesetzungen 250 Kw-.Stellen und 50 übernah
men durch andere Verwaltungen hinzu.
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